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Anfrage in der Fragestunde der Fraktion der CDU 
 
 
 
 
„Verständlichkeit und Leichte Sprache“ in § 11 des Bremischen Behinderten-
gleichstellungsgesetzes (BremBGG) 
 
Wir fragen den Senat: 
 
In welchen Bereichen haben Menschen mit geistigen oder seelischen Behinderungen 
bisher ihr Recht genutzt und den Wunsch geäußert insbesondere Bescheide, Allgemein-
verfügungen, öffentlich-rechtliche Verträge und Vordrucke durch mündliche Erläuterun-
gen oder in Leichter Sprache verständlich vorgelegt zu bekommen? Bitte geben Sie Bei-
spiele und Zahlen an. 
 

Hält der Senat das derzeitige Vorgehen, Unterlagen nur auf persönliches Verlan-
gen mündlich zu erklären oder in Leichter Sprache bereitzustellen für sinnvoll und 
ausreichend, oder gibt es Überlegungen wie man Menschen mit geistigen oder 
seelischen Behinderungen einen einfacheren, schnelleren und diskriminierungs-
freieren Zugang zu verständlichen Informationen ermöglichen könnte? 

 
Was plant der Senat, um die Bereitstellung von Informationen in Leichter Sprache 
durch die Träger öffentlicher Gewalt weiter zu verbessern? 

 
 

Sigrid Grönert, Frank Imhoff und Fraktion der CDU 


